
1 Einleitung

In Deutschland werden im Durchschnitt etwa elf Tonnen 
CO2-Äquivalente (Stand 2010) pro Person emittiert, davon ver-
ursachen private Haushalte direkt oder indirekt mehr als die 
Hälfte. Besonders klimabelastend sind die Bedürfnisfelder 
Wohnen und Energienutzung im Haushalt (25 %), Ernährung 
(14 %) sowie Mobilität (23 %) (Schächtele/Hertle 2007). Alltäg-
liche Verhaltensweisen, wie die Nutzung elektrischer Geräte 
oder das Ernährungsverhalten, haben einen erheblichen Ein-
fluss auf die individuelle Klimabilanz. Bisher wird die Bedeu-
tung alltäglicher Verhaltensweisen in der Debatte um den Kli-
maschutz nur wenig beachtet. In diesem Beitrag sollen daher 
die Voraussetzungen und Perspektiven einer Veränderung von 
Alltagspraktiken hin zu CO2-armen Lebensstilen näher un-
tersucht und mit Blick auf eine Weiterentwicklung der kom-
munalen Klimapolitik diskutiert werden.

1.1 Alltagsroutinen im Fokus

Im Zentrum unseres Beitrags steht die Veränderung von 
alltäglichen Verhaltensweisen, wie das Heiz- und Lüftungs-
verhalten, die Nutzung elektrischer Geräte oder Kaufentschei-
dungen für Lebensmittel. Viele dieser Verhaltensweisen sind 
durch Routinen und nicht durch rationale Entscheidungen be-
stimmt und können daher als Alltagsroutinen bezeichnet wer-
den (Stieß/Hayn 2006). Alltagsroutinen sind durch häufige 
Wiederholung und gewohnheitsmäßige Ausführung gekenn-
zeichnet und werden kaum durch bewusste Steuerung beein-
flusst. Im Unterschied zu reflektierten Handlungen werden 
Alltagsroutinen daher nur selten infrage gestellt. Durch die Ha-
bitualisierung alltäglich wiederkehrender Handlungen entlas-
ten Alltagsroutinen von Suchprozessen und vom Zwang, sich 
ständig aufs Neue entscheiden zu müssen, und tragen so dazu 
bei, die Komplexität des Alltags zu reduzieren (Stieß et al. 2015).

Eine Veränderung von Alltagspraktiken könnte auch die 
individuellen Treibhausgas-Emissionen erheblich verringern, 
wie die folgenden Beispiele zeigen (Öko-Institut 2010):

etwa 260 Kilogramm CO2e durch die Umstellung auf einen 
traditionell-mediterranen Ernährungsstil mit einem hohen 
Anteil an Obst, Gemüse und Hülsenfrüchten und einem 
verringerten Anteil an tierischen Lebensmitteln;
etwa 250 Kilogramm CO2e durch den ausschließlichen Kauf 
von Biolebensmitteln;
etwa 500 Kilogramm CO2e durch den Wechsel zu Ökostrom 
(bei einem Verbrauch von 1.000 Kilowattstunden pro Jahr 
und Person);
etwa 220 Kilogramm CO2e durch die Verlagerung von Pkw-
Fahrten auf Radfahren und Zufußgehen (1.000 Kilometer 
pro Jahr).
Auch auf den Stromverbrauch und die damit verbundenen 
Treibhausgas-Emissionen hat das Nutzungsverhalten einen 
großen Einfluss: So kann ein durchschnittlicher Zweiper-
sonenhaushalt seinen Stromverbrauch allein durch die be-
wusstere Nutzung von elektrischen Geräten von 3.000 Ki-
lowattstunden pro Jahr auf etwa 1.800 Kilowattstunden pro 
Jahr senken (Bürger 2009).
Die Veränderung von Alltagsroutinen wird durch eine Reihe 

von Faktoren erschwert. Da Routinen habitualisiert ausgeübt 
werden, sind sie für die Handelnden kognitiv nur schwer zu-
gänglich. Sie entziehen sich der Reflexion und werden nur we-
nig hinterfragt. Die Vermittlung von Informationen hat daher 
kaum Erfolg, wenn es darum geht, weniger klimabelastende 
Lebensmittel einzukaufen oder elektrische Geräte nach der 
Nutzung regelmäßig auszuschalten. Ähnliches gilt für finan-
zielle Anreize. Da die Einsparungen, die durch Verhaltensän-
derungen erzielt werden können, eher gering sind, sind sol-
che Anreize in der Regel nur für diejenigen interessant, die 
mit einem geringen Budget auskommen müssen. Die Verän-
derung klimabelastender Alltagsroutinen erfordert also neue 
Wege, um eingefahrene Routinen bewusst zu machen und we-
niger klimabelastende Verhaltensweisen einzuüben. Ein ver-
haltensbezogener Zugang durch innovative Methoden ist ge-
rade auf lokaler Ebene gefragt und mit neuen Aufgaben für die 
kommunale Klimaschutzpolitik verbunden.

2 Empirische Grundlagen

Unsere Überlegungen beruhen auf Erkenntnissen aus dem 
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung geförder-
ten Vorhaben „KlimaAlltag“. In diesem wurden die Vorausset-
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zungen und Perspektiven einer Transformation des Alltags-
handelns zu CO2-armen Lebensstilen untersucht. Der Fokus 
lag dabei auf den Alltagsroutinen und gering investiven Ent-
scheidungen in den Bedürfnisfeldern Wohnen und Energie-
nutzung, Mobilität sowie Ernährung. Die empirische Unter-
suchung erfolgte am Beispiel der beiden Städte Frankfurt am 
Main und München.

Das Forschungsprojekt verfolgte einen transdisziplinären 
Ansatz, wobei es auf einem handlungstheoretischen Grund-
verständnis basierte und sich an der sozial-ökologischen Le-
bensstilforschung orientierte. Das empirische Forschungs-
design umfasste einen sechsmonatigen Feldversuch zur ver-
haltensorientierten Klimaberatung mit 78 Haushalten. Am 
Beispiel der Städte Frankfurt und München wurde untersucht, 
mit welchen Angeboten und Instrumenten die Kommunen kli-
mafreundliche Lebensstile wirksam und sozial gerecht unter-
stützen können. In beiden Städten wurden je 1.000 Personen 
in einer standardisierten Erhebung befragt. Grundgesamtheit 
der Untersuchung im Herbst 2012 war jeweils die volljährige 
Bevölkerung der beiden Untersuchungsstädte.

Neben der Bevölkerungsbefragung wurden zur Analyse 
einzelner klimapolitischer Instrumente Fokusgruppen durch-
geführt. Um einen umfassenden Überblick über Aktivitäten 
und Maßnahmen in Frankfurt und München zu erzielen, wur-
den insgesamt 76 Experten aus Stadtverwaltungen und kom-
munalen Eigenbetrieben sowie Vertreter gesellschaftlicher An-
spruchsgruppen und Wissenschaftler(innen) in Experteninter-
views befragt.

3 Das Klimaschutz-Engagement im Alltag

3.1 Feldversuch zur Erprobung 

einer verhaltensbezogenen Klimaberatung

In dem von der Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen 
durchgeführten Feldversuch wurde der Ansatz einer aktivie-
renden Klimaberatung erprobt und vom ISOE wissenschaft-
lich begleitet (Waskow/Pannenbecker 2013; Birzle-Harder et al. 
2013). Während des sechsmonatigen Feldversuchs im Jahre 

2011 wurden die teilnehmenden Haushalte aus der Stadt Köln 
zu Themen aus den Bereichen Wohnen/Energie, Ernährung 
und Mobilität vor Ort beraten.

Um ein mögliches breites Spektrum der Bevölkerung ein-
zubeziehen, wurden die Teilnehmenden nach den Kriterien so-
ziale Lage, Lebensphase, Haushaltsstruktur und Migrations-
hintergrund ausgewählt. Zudem wurde darauf geachtet, dass 
neben Angehörigen von umweltorientierten Milieus auch Per-
sonen berücksichtigt wurden, die sich zuvor nur wenig mit 
dem Thema Nachhaltigkeit und Klimaschutz befasst hatten. 
Die Auswahl der sogenannten Klimahaushalte erfolgte nach ei-
nem vorab festgelegten Quotenplan. Tabelle 1 zeigt die soziale 
Situation der 78 Klimahaushalte, die von den anfangs 90 Haus-
halten an dem Feldversuch bis zu dessen Ende teilnahmen.

Während des Feldversuchs wurden die Klimahaushalte von 
geschulten Klimaberater(inne)n der Verbraucherzentrale be-
treut. Die Berater(innen) besuchten die Haushalte mehrmals 
zu ausführlichen Beratungsgesprächen in ihrer Wohnung und 
standen ihnen während des gesamten Feldversuchs beratend 
zur Seite. Durch gezielte Fragestellungen, Beobachtung, Ge-
spräche sowie individuelle Hilfestellungen konnten in einem 
iterativen und dialogischen Prozess Hemmnisse, Routinen, 
Gewohnheiten und Treiber für klimagerechtes Verhalten der 
betreffenden Haushalte identifiziert werden. Für alle Haus-
halte war, unabhängig von Bildungsstand oder sozialer Lage, 
eine einheitliche, niederschwellige Beratungspraxis vorgese-
hen, bei der versucht wurde, das individuelle Vorwissen der 
Teilnehmenden zu berücksichtigen. Insgesamt standen zehn 
Klimaschutzmaßnahmen, die sich auf die Veränderung alltäg-
licher Verhaltensweisen bezogen, zur Auswahl (siehe Tabelle 2). 

Während des Beratungsgesprächs wählten die Klimahaus-
halte jeweils zwei Klimaschutzmaßnahmen aus, die bis zum 
nächsten Beratungstermin beziehungsweise bis zum Ende 
des Feldversuchs erprobt wurden. Jeder Haushalt musste min-
destens eine Maßnahme in jedem der drei Handlungsfelder 
durchführen.

3.2 Ergebnisse des Feldversuchs

Die Teilnehmenden konnten durch die intensive Auseinan-
dersetzung mit den eigenen Routinen ein Bewusstsein für ihre 
alltäglichen Verhaltensweisen entwickeln und Klimaschutz-
maßnahmen individuell erproben, wobei sie ein regelmäßiges 
Feedback durch die Berater(innen) erhielten. Dadurch konnten 
sie sich der Möglichkeiten und Grenzen von Verhaltensände-
rungen bewusst werden. Insgesamt wurde mit der Klimabera-
tung vor Ort also ein dialogischer Lern- und Erfahrungsraum 

Handlungsfelder Klimaschutzmaßnahmen

Ernährung Weniger tierische Lebensmittel Regionale, saisonale und 

 Biolebensmittel

Leitungswasser statt 

Mineral-/ Tafelwasser

Weniger Lebensmittel 

wegwerfen

Mobilität Mobilität im Alltag Mobilität im Urlaub Mobilität in der Freizeit

Energienutzung Energiesparen:  

Wohnzimmer, Bad und Keller

Energiesparen:  

Küche und Beleuchtung

Energiesparen:  

Heizen und Lüften

Tabelle 2: Klimaschutzmaßnahmen für die Haushalte (Waskow/Pannenbecker 2013, eigene Darstellung)

Junge Mittleres Alter Ältere

ohne Kinder mit Kindern

Gehobene soziale Lage 8 9 10 6

Mittlere soziale Lage 4 5 5 5

Untere soziale Lage 7 2 3 2

Transferleistungsempfänger 1 3 5 3

Tabelle 1: Sozialstruktur des KlimaAlltag-Feldversuchs
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für die Veränderung von Alltagsroutinen geschaffen. Die Kli-
maberatung setzte, vermutlich auch längerfristig, starke moti-
vationale Umsetzungsanreize. Diese sind jedoch im Alltag mit 
einer bisweilen mühsamen  Überwindung tief sitzender Ge-
wohnheiten verbunden. Die Teilnehmenden ließen sich, zu-
mindest während des Feldversuchs, auf weitgehende Verände-
rungen ein. Es gelang ihnen, eine Vielfalt kleiner und größerer 
Klimaschutzmaßnahmen umzusetzen. Die Klimaberater(in-
nen) agierten als Lotsen in diesem Lernprozess. Die Klima-
haus halte konnten so eigene Erfahrungen mit der Verände-
rung von Alltagsroutinen sammeln und einen direkten Bezug 
zur eigenen Lebens- und Haushaltssituation herstellen.

In den drei Handlungsfeldern Energienutzung, Mobilität 
und Ernährung sind deutliche Unterschiede in Bezug auf das 
Wissen über die Klimawirkungen sowie die Bereitschaft und 
die Umsetzung klimafreundlichen Handelns zu erkennen:

Das Thema Ernährung war für viele Haushalte attraktiv, 
spannend und für die meisten neu. Die Bereitschaft zur 
Veränderung der Lebensführung war besonders hoch.
Wie sparsam mit Energie umgegangen werden kann, war 
vielen Teilnehmer(inne)n bekannt. Allerdings hat die Akti-
vierung des vorhandenen Wissens durch den Feldversuch 
bei vielen den Ausschlag gegeben, dieses Wissen auch in die 
Tat umzusetzen. Defizite gab es vor allem bei der Routini-
sierung energiesparender Verhaltensweisen.
Das eigene Mobilitätsverhalten wurde von vielen Haushal-
ten hinterfragt, aber der Stellenwert des Themas hängt stark 
vom Autobesitz ab. Diejenigen, die kein Auto besitzen, sa-
hen für sich geringen Handlungsbedarf und fühlten sich 
vom Thema Mobilität nur wenig angesprochen.
Insgesamt zeigt sich, dass Verhaltensänderungen infolge 

der Klimaberatungen von unterschiedlichen Faktoren abhän-
gig sind. Zu nennen sind hier insbesondere die grundsätzli-
che Affinität zu Umweltthemen und der Stellenwert, der dem 
Klimaschutz beigemessen wird, aber auch Fragen des Lebens-
stils und die momentane Lebensphase sowie sozialstrukturelle 
und soziodemografische Faktoren wie soziale Lage oder Mig-
rationshintergrund.

3.3 Klimaschutz und soziale Lage

Im Feldversuch wurde deutlich, dass klimafreundliches Ver-
halten nicht auf bestimmte Einkommensgruppen beschränkt 
ist. Allerdings unterscheiden sich die Handlungsschwer-
punkte, in denen Klimaschutz praktiziert wird, je nach sozia-
ler Lage teilweise erheblich.

Bereits vor dem Feldversuch setzten Teilnehmende mit ge-
ringem Einkommen im Bereich Energie vor allem Maßnah-
men zum Energiesparen um, wie das Abschalten von Stand-by 
oder von schaltbaren Steckerleisten. Dies geschieht nicht zu-
letzt aus finanziellen Gründen. Andere Energiesparmaßnah-
men, wie das Stoßlüften im Winter, sind weniger bekannt. Be-
sonders klimafreundlich handeln Geringverdienende im Be-
reich Mobilität. Der ÖPNV wird überdurchschnittlich häufig 
genutzt, da sich nur wenige Haushalte einen eigenen Pkw leis-

ten können. Viele müssen auf Urlaubsreisen und -flüge ver-
zichten, was die eigene Klimabilanz zusätzlich entlastet.

Besonders ausgeprägt ist die Unsicherheit über klimafreund-
liche Handlungsweisen im Bereich Ernährung. Personen mit ge-
ringem Einkommen sind weniger gut über die Auswirkung ihres   
 Ernährungsverhaltens auf das Klima informiert und haben 
weniger Kenntnisse darüber, wie sie in diesem Bereich klima-
freundlich handeln können. Vielen ist nicht bewusst, dass sie 
durch den Kauf saisonaler und regionaler Lebensmittel das 
Klima und ihr Budget entlasten können. Biolebensmittel gelten 
vielen als zu teuer und der Nutzen erscheint fraglich. Durch 
die Klimaberatung konnten diese Vorbehalte zumindest teil-
weise abgebaut und die Teilnehmenden ermutigt werden, ver-
stärkt saisonale und regionale Produkte und Biolebensmittel 
zu kaufen.

Alles in allem handeln Personen mit geringem Einkommen 
in vielen Bereichen bereits relativ klimafreundlich, allerdings 
weisen sie andere Handlungsmuster auf als Haushalte der Mit-
tel- oder Oberschicht. Aufgrund ihrer angespannten finanziel-
len Situation haben sich viele Geringverdienende ein alltags-
praktisches Expertenwissen darüber angeeignet, wie sie Ener-
gie und andere Ressourcen möglichst sparsam nutzen können. 
Trotz der insgesamt hohen Bekanntheit von Energiesparmaß-
nahmen sind dabei längst noch nicht alle Effizienzpotenziale 
ausgeschöpft, wie das Beispiel Heizen und Lüften zeigt. Auch 
im Bedürfnisfeld Ernährung bestehen Veränderungspoten-
ziale, die durch eine zielgruppenspezifische Beratung erschlos-
sen werden können.

3.4 Folgerungen für eine aktivierende Klimaschutzpolitik

Aus den Ergebnissen des Feldversuchs können wichtige Fol-
gerungen für die Gestaltung von klimapolitischen Instrumen-
ten abgeleitet werden.

Der Feldversuch hat bestätigt, dass Klimaschutz als singulä-
res Motiv nur wenig verhaltenswirksam ist, da klimafreund-
liches Verhalten häufig auf Motivallianzen basiert. Verhal-
tensbezogene Klimapolitik erfordert daher einen integrati-
ven Ansatz.
Um Alltagsroutinen zu verändern braucht es mehr als die 
Vermittlung von Informationen, notwendigem Hinter-
grundwissen und Tipps zu klimafreundlichen Handlungs-
weisen. Wichtig sind konkrete Anlässe, um Verbraucher(in-
nen) zu motivieren, sich mit ihrem konkreten alltäglichen 
Verhalten und Nutzergewohnheiten auseinanderzusetzen 
und klima freundliche Alternativen zu erproben. Ein zeit-
nahes Feedback zu den Erfahrungen, Problemen und Er-
folgen bei der Umsetzung kann das Einüben klimafreund-
licher Alternativen unterstützen.
Dialogische Angebote, wie die Klimaberatung, schaffen 
Rückkopplungsmöglichkeiten und vermitteln Verbrau-
cher(inne)n das Gefühl, mit der Umsetzung nicht allein zu 
sein. Im Falle eines Misserfolgs geben sie Rückhalt und lie-
fern zusätzliche Hilfen, Hinweise und Tipps für die weitere 
Erprobung der Klimaschutzmaßnahmen.
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Vorbilder und soziale Rollenmodelle können die Verände-
rung von Routinen zusätzlich unterstützen. Sie erzeugen 
Aufmerksamkeit, sind glaubwürdig und können so insbe-
sondere bei Gruppen, die eher unsicher über den Nutzen 
von verhaltensbezogenen Klimaschutzmaßnahmen sind, 
bestehende Vorbehalte abbauen.

4 Lokale Governance-Formen 
und Alltagsroutinen

Alltagsroutinen sind keine sozialen Konstrukte, sondern 
Ausdruck vielfältiger Einflüsse auf Personen in privaten Haus-
halten. Kommunen sind verantwortlich für die Daseinsvor-
sorge und stellen den zuallererst wahrnehmbaren Bezugs-
punkt zu staatlichem Handeln dar. In einem Mehrebenensys-
tem, wie dem der Bundesrepublik Deutschland, bilden Städte 
und Gemeinden eine wichtige Handlungs-, Vermittlungs- und 
Aktivierungsebene, um Alltagspraktiken zu beeinflussen. Die 
anderen föderativen Ebenen, Bund und Länder, sind demge-
genüber zunächst einmal vergleichsweise fern. Der „gestal-
tende Staat setzt aktiv Prioritäten für Nachhaltigkeit“ (WBGU 
2011) und gerade auf kommunaler Ebene können hier Aktivie-
rungen für Nachhaltigkeit erfolgen. Kommunen werden dabei 
jedoch nicht in einem hierarchischen Sinne, sondern partizipa-
tiv und behutsam agieren. Das Erfahrungswissen und die Ge-
staltungskompetenz aktiver Bürger und Stakeholder können 
durch deren Beteiligung genutzt werden. Sie sind aber auch 
als Übersetzer zwischen Bürger und Verwaltung einzuschalten. 
In diesem Sinne können Maßnahmen auf kommunaler Ebene 
aus der Dichotomie zwischen Government und Selbstorganisa-
tion ausbrechen und lernende, behutsame und angepasste Lö-
sungen unterstützen. Dies bedeutet aber auch den Abschied 
von One-size-fits-all-Instrumenten und den mühsamen Unter-
fangen, Instrumente zielgruppenspezifisch auszurichten, ihre 
Wirksamkeit und Effizienz ex ante empirisch auszutesten so-
wie regelmäßig einer Evaluation zu unterziehen (Hübner/Mül-
ler 2012; Renn/Reisch 2012).

Kommunen haben bereits eine Vielzahl von Maßnahmen 
ergriffen und Strategien einer aktiven Klimapolitik erarbeitet, 
beispielsweise im Programm „Masterplan 100 % Klimaschutz“ 
des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit. Kommunen wie Frankfurt und München 
haben durch ihre Aktivitäten viele Impulse gesetzt, die private 
Haushalte adressieren (Rubik/Kress 2014). Deren Maßnahmen 
können das Entscheidungs- und Nutzungsverhalten der Privat-
haushalte beeinflussen und in Richtung einer Verminderung 
des CO2-Ausstoßes lenken; sie können mit positiven Nebenef-
fekten verbunden sein, wie etwa Kosteneinsparungen, Abbau 
sozialer Ungerechtigkeiten oder Verbesserungen der Lebens-
qualität. Dabei kommt ein breites Set zum Einsatz, das sich 
sowohl auf konkrete Hilfen bei mittel- und langfristigen Ent-
scheidungen im privaten Haushalt bezieht (wie beim Haus-
neubau oder bei Dämm- und Sanierungsentscheidungen), als 
auch die Alltagsroutinen zu beeinflussen sucht, etwa bei der 

Wahl eines Verkehrsmittels oder bei Energienutzungsgewohn-
heiten.

Aus unseren empirischen Analysen der Aktivitäten in 
Frankfurt und in München lassen sich auf zwei unterschied-
lichen Ebenen Hinweise verdichten, wie Maßnahmen zur Be-
einflussung von Alltagsroutinen in einen strategischen Ansatz 
gebracht werden sollten.

4.1 Berücksichtigung zentraler Einflussfaktoren

Institutionelle Arrangements: Kommunale klima- und ener-
giepolitische Ziele können die Ernsthaftigkeit der Verwaltung 
bei diesem Thema signalisieren und gegenüber den Bürgern 
klare Signale setzen. Verwaltungsintern wird den beteiligten 
Ämtern damit eine deutliche Rückendeckung gegeben. Der-
artige Zielsetzungen sind zumeist strategischer Natur, hinge-
gen fehlen häufig Ziele zur Messung des Erfolgs operativer 
Maßnahmen. Klimaschutz liegt quer zur Logik der eingeführ-
ten Amtsstrukturen, die Arbeits-, Aufgabengebiete und Gestal-
tungskompetenzen streng differenzieren und verorten. Die Zu-
sammenarbeit zwischen verschiedenen kommunalen Ämtern 
ist deswegen entscheidend, um Klimaschutzaspekte innerhalb 
der Verwaltungsabläufe integrativ einzubinden und diesen da-
durch mehr Bedeutung zu geben.

Interaktion: Städtische Klimapolitik ist Querschnittspolitik 
und erfordert das Zusammenspiel von unterschiedlichen Poli-
tikfeldern wie etwa Umwelt, Energie, Verkehr, Städtebau und 
Stadtplanung, Soziales und Wirtschaft. Deswegen sind sowohl 
Maßnahmen, die sich erkennbar direkt auf den Klimaschutz be-
ziehen, als auch Maßnahmen, die zwar andere Ziele verfolgen, 
aber eine indirekte Klimarelevanz besitzen können (wie z. B. 
Beratung einkommensschwacher Haushalte), zu berücksich-
tigen, um alle Potenziale in Richtung Klimaschutz zu nutzen.

Kooperation und Partizipation: Die auf städtischer Ebene 
quasi Bottom-up durchgeführten Maßnahmen und Aktivitäten 
können sich an den Bewohner(inne)n orientieren und besit-
zen damit eine enge Tuchfühlung an deren Bedürfnissen. Da-
bei kommt insbesondere der Zusammenarbeit mit zivilgesell-
schaftlichen Akteuren eine besondere Bedeutung zu. Daneben 
gibt es weitere Gruppen mit einer beträchtlichen Reichweite 
und Akzeptanz, wie etwa Weltanschauungsvereine, Sozialver-
bände, Traditions-, Hobby- und Sportvereine sowie Einzelper-
sonen. Ihre Einbeziehung könnte der Politik ein genaueres 
Bild von den Problemlagen vor Ort geben. Um dies zu gewähr-
leisten, könnte eine Orientierung an den Phasen des Politikzy-
klus erfolgen, also beim Agenda Setting, der Problemwahrneh-
mung, der Politikformulierung, der Politikimplementierung, 
dem Monitoring und der Politikreformulierung (Jann/Wegrich 
2003). Diese Zusammenarbeit kann die Akzeptanz, Treffsicher-
heit und Qualität der Maßnahmen verbessern sowie auch Lern- 
und Anpassungsschleifen unterstützen.

Ressourcen: Die Bereitstellung ausreichender finanzieller 
und personeller Ressourcen ist angesichts der Krise der öffent-
lichen Finanzen in allen Kommunen ein Thema. Eine ange-
messene Ausstattung der kommunalen Klimapolitik ist jedoch 
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unabdingbar, um klimapolitische Maßnahmen zu entwickeln 
und umzusetzen. Es genügt nicht, nur auf die Ressourcen zu 
achten, sondern es gilt auch, deren Qualität zu entfalten: Städ-
tischen Mitarbeitern fällt dabei eine zentrale Rolle zu. Diese 
können ihre Rollen sehr unterschiedlich wahrnehmen: Es geht 
darum, sich Ideen zu eigen zu machen, innerhalb der Verwal-
tung voranzutreiben und eine geschickte Bündnispolitik zu be-
treiben. Eine besondere Bedeutung erhalten damit städtische 
Verwaltungsmitarbeiter als Change Agents des Wandels und 
Treiber von Innovationen.

Zielgruppenorientierung: Eine eindeutige Zielgruppenorien-
tierung kann die Reichweite klimapolitischer Maßnahmen er-
höhen. Neben nachhaltigkeitsorientierten Milieus sollten dabei 
auch gezielt Verbrauchergruppen angesprochen werden, die 
über geringere Ressourcen und Kompetenzen verfügen und 
weniger gute Zugänge zu Informationen besitzen als Perso-
nen aus gehobenen Mittelschichtmilieus. Zu dieser Gruppe 
der sogenannten verletzlichen Verbraucher gehören beispiels-
weise Bezieher von Sozialleistungen, Angehörige bildungsfer-
ner Schichten, ältere Menschen, Kinder und Jugendliche sowie 
Migrantinnen und Migranten (Micklitz et al. 2010).

Kontextualisierung: Um verschiedene Zielgruppen zu errei-
chen, sollten klimapolitische Maßnahmen an den unterschied-
lichen Lebenswirklichkeiten, Bedürfnissen und Motivallianzen 
der einzelnen Lebensstile und sozialen Milieus ansetzen. Die 
Mobilisierung von Motivallianzen stellt dabei einen wichtigen 
Ansatz dar. Aber auch private Umbruchsituationen öffnen Ge-
staltungsfenster. Dazu gehören Umzüge, Bildungsabschlüsse, 
Erreichen von Altersgrenzen wie Volljährigkeit und Verren-
tung oder auch biografische Einschnitte wie Geburten, Heirat 
und Todesfälle. Sie alle machen die Tür zu neuen Lebenswel-
ten eine Zeit lang auf und können auch für den Klimaschutz 
genutzt werden. Gerade bei nachhaltigkeitsfernen Zielgruppen 
wie Geringverdienenden oder Migrant(inn)en sind zudem mi-
lieuspezifische Multiplikatoren unverzichtbar, um überhaupt 
einen Zugang herzustellen (Hunecke et al. 2015).

4.2 Ausgewogene handlungsorientierte Perspektive

Eine handlungsorientierte Perspektive für kommunale 
Maßnahmen leitet sich aus dem sogenannten 4E-Modell (SDC/
NCC 2006) ab, das einen konzeptionellen Rahmen darstellt, 
welcher eine Hilfestellung beim Treffen nachhaltiger Entschei-
dungen bieten soll. Es zeigt Zusammenhänge zwischen Ansät-
zen, die Veränderungen in Werten, Grundsätzen und Kontex-
ten hervorrufen, und solchen, die auf Verhaltensänderungen 
abzielen, auf; dabei hebt es auf eine ausgewogene Balance von 
verschiedenen instrumentellen Ansatzpunkten ab:

„Enable“ (befähigen und ermöglichen) bezieht sich auf Ins-
trumente, die Individuen zu nachhaltigeren Verhaltenswei-
sen befähigen und zur Schaffung geeigneter Handlungs-
strukturen beitragen.

„Encourage“ (Anreize schaffen) umfasst alle Instrumente, 
die monetäre bzw. nichtmonetäre Anreize für nachhaltiges 
Verhalten schaffen.

„Engage“ (engagieren und mobilisieren) fokussiert Instru-
mente und Maßnahmen, die das individuelle und kollektive 
Engagement für Nachhaltigkeit fördern und somit zu einer 
Mobilisierung von Individuen beitragen.

„Exemplify“ (mit gutem Beispiel vorangehen) hebt darauf 
ab, dass bestimmte Aktivitäten von einzelnen Akteuren an-
dere Akteure dazu anhalten können, ähnliche Maßnahmen 
zu ergreifen.
Kommunale Maßnahmen sollten eine ausgewogene Ba-

lance aus verschiedenen Maßnahmen herstellen, die die un-
terschiedlichen Elemente dieses Modells ansprechen und ak-
tivieren. Hierdurch kann ein deutlicher Impuls zur Änderung 
von Alltagsroutinen gesetzt werden.

4.3 Folgerungen für einen Maßnahmen-Mix

Aufbauend auf diesen allgemeinen Erkenntnissen zur An-
sprache der Alltagsroutinen privater Haushalte lassen sich eine 
Reihe von Hinweisen zusammenstellen, um klimaverträg-
liches Verhalten und Handeln privater Haushalte zu unterstüt-
zen und einen Beitrag zur Erreichung der Klimaziele zu leisten.

In der Vorbereitung klimapolitischer Maßnahmen ist es 
wichtig, Ziele zu setzen, um den Maßnahmen eine Richtung 
zu geben. Die Zivilgesellschaft ist in den Prozess der Ziel- und 
Maßnahmenerarbeitung einzubeziehen, um damit eine breit-
flächige Verankerung zu erreichen und gemeinsame Ansatz-
punkte festzulegen, wie Klimaschutz im Alltagshandeln und 
bei Konsumentscheidungen erleichtert werden kann. Aus einer 
holistischen Perspektive ist es wichtig, das Ensemble der Ein-
flussmöglichkeiten zu berücksichtigen und auch die Ansatz-
punkte zu beachten, an denen Bürger(innen) abgeholt werden 
können: am Arbeitsplatz, am Ausbildungsplatz, bei Events wie 
etwa Sportveranstaltungen oder auch am Wohnort. Für jeden 
dieser Ansatzpunkte sind aufeinander abgestimmte Strategien 
notwendig. Die Strategien verlangen insbesondere eine Koope-
ration – einen integrierten gemeinsamen Zugang – innerhalb 
einer Verwaltung, wie etwa Querschnittsarbeitsgruppen.

Die Auswahl und Ausgestaltung klimapolitischer Aktivi-
täten kann von verschiedenen kommunalen Blickwinkeln aus 
erfolgen. Ein besonderes Augenmerk sollte der Mobilisie rung 
von Motivallianzen gelten. Private Umbruchsituationen eröff-
nen Spielräume, um neue, klimanagepasste Verhaltensweisen 
zu entwickeln. Genau in dieses Zeitfenster zielen verschiedene 
Aktivitäten ab, die auf den Wohnortwechsel und neu herauszu-
bildende Muster Einfluss nehmen wollen. Der klassische An-
satz ist dabei der Wohnortwechsel, aber auch andere Umbruch-
situationen, wie Umzug innerhalb derselben Stadt, Bildungs-
abschluss, familiäre Veränderungen, Pkw-Abmeldung oder 
Führerscheinerwerb werden in dieser Hinsicht noch nicht aus-
reichend genutzt. Hier könnte angesetzt werden, um explora-
tiv neue Spielräume zu erschließen, indem das Konzept eines 
dialogischen Marketings auf andere Zielgruppen und andere 
Kontexte übertragen wird. Auch Vorzeigeprojekte können zum 
Stadtgespräch werden und damit symbolhaft auf die Klima-
schutzmaßnahmen hinweisen.
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Die Umsetzung klimapolitischer Aktivitäten sollte ein be-
sonderes Augenmerk auf die begleitende Kommunikation 
und Streuung der Informationen legen. Dazu gehört auch die 
Glaubwürdigkeit der Verwaltung selbst, die etwa den Energie-
verbrauch kommunaler Liegenschaften kontinuierlich verrin-
gert. Dadurch können die Bürger mitgenommen werden und 
gleichzeitig auch städtische Mitarbeiter klimagerechtes Verhal-
ten lernen und in ihre Privatsphäre übertragen.

Kommunikation sollte neben bewährten Kanälen der Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit auch neue Wege nutzen, um die Bür-
ger anzusprechen. Dazu können Multiplikatoren beitragen, die 
aufgrund ihrer Position oder ihrer Fähigkeiten durch Informa-
tions- und Meinungsübermittlung in sozialen Netzwerken oder 
durch Gespräche die Verbreitung bestimmter Wertvorstellun-
gen, Meinungen, Kenntnisse und Verhaltensmöglichkeiten 
in der öffentlichen Meinung nachhaltig fördern könnten. Da-
rüber hinaus können aber auch Personen als Vorbilder dienen, 
die aufgrund ihrer Aktivitäten beispielhaft für positive Erfah-
rungen im Rahmen eines klimagerechten Verhaltens stehen. 
Beide Ansätze sind zentral, um Aktivitäten und Maßnahmen 
in der Bevölkerung zu verankern und städtische Politiken zu 
erden. Zur Streuung der Informationen sollte auch eine ge-
zielte Zusammenarbeit mit Mittlern beziehungsweise Vermitt-
lern erfolgen, die eine wichtige Position bei einem Entschei-
dungsfindungsprozess einnehmen und aufgrund ihrer Fähig-
keiten oder Position die Möglichkeit haben, den Werdegang 
eines Prozesses zu beeinflussen. Deren Funktion im Sinne 
einer Vermittlung zu und Ansprache von privaten Haushal-
ten ist wichtig und sollte beibehalten werden. Neben diesen 
sollten Kommunen Gruppen wie Architekten, Wohnungs-
makler, Banker, Handelsunternehmer und andere Dienst-
leister einbeziehen und über deren Aktivierung und Vermitt-
lung einen besseren Zugang zu den privaten Haushalten errei - 
 chen.

Die Einbeziehung von interessierten Bürgern entlang des 
gesamten Policyzyklus stellt ein wichtiges Erfolgskriterium 
auf verschiedenen Ebenen dar. Zum einen schafft ernst ge-
meinte und ergebnisoffene Bürgerbeteiligung in der Planung 
wie auch Durchführung von Politiken und Maßnahmen Ak-
zeptanz – womit auch ein Resonanz- und Reflexionsraum für 
die Maßnahmengestaltung erhalten wird. Zum anderen er-
möglicht diese Resonanz und Mitwirkungsmöglichkeit eine 
Erweiterung der Wissensbasis (insbesondere um Erfahrungs-
wissen der direkt betroffenen Bevölkerungsgruppen), welche 
wiederum die Basis für eine bürger- und zielgruppennahe 
Gestaltung der Maßnahmen darstellt. Dabei ist es besonders 
wichtig, jene Bevölkerungsgruppen einzubeziehen, die auch 
als Zielgruppe der Maßnahmen adressiert werden – im Ideal-
fall sogar bis zur eigentlichen Implementierung der Maßnah-
men. Beteiligung sollte bereits bei der Zielfindungsphase mit-
gedacht werden und sowohl durch die Verwendung geeigneter 
Beteiligungsverfahren (Alcantara et al. 2014, BUND 2014), eine 
wechselseitige Kommunikation und Konsultation als auch Mit-
wirkung an der Entscheidungsfindung beinhalten.

5 Fazit

Die klimafreundliche Gestaltung von Alltagsroutinen be-
sitzt ein erhebliches Potenzial zur Reduktion von Treibhausga-
sen. Die Förderung klimafreundlicher Verhaltensweisen kann 
daher einen wichtigen Beitrag zum kommunalen Klimaschutz 
leisten. Der Feldversuch hat gezeigt, dass die Bereitschaft, im 
Alltag klimafreundlicher zu handeln, nicht nur in den postma-
teriellen Milieus der gehobenen Mittelschicht besteht, sondern 
auch in anderen Schichten und Milieus anzutreffen ist. Deut-
lich wird aber auch, dass dies mit erheblichen Herausforde-
rungen an die kommunale Klimaschutzpolitik verbunden ist. 
Eine Veränderung von Alltagsroutinen erfordert partizipative 
und aktivierende Verfahren, die eingespielte Verhaltensweisen 
bewusst machen und zum Erproben von klimafreundlicheren 
Verhaltensalternativen anregen. Dies ist mit dem etablierten 
Instrumentarium der kommunalen Klimapolitik, das überwie-
gend auf die Vermittlung von Informationen und auf symboli-
sche und materielle Anreize setzt, nur sehr eingeschränkt mög-
lich. Benötigt werden neue niederschwellige Angebote, die an 
die Alltagsbedingungen und Bedürfnisse unterschiedlicher so-
zialer Schichten und soziokultureller Milieus angepasst sind. 
Zielgruppenbezogene Angebote einer aufsuchenden, verhal-
tensbezogenen Klimaberatung können einen wichtigen Bei-
trag leisten, da sie das individuelle Engagement fördern („en-
gage“) und auch zur Aktivierung des eigenen sozialen Umfelds 
motivieren. Durch das Einbinden milieuspezifischer Multipli-
katoren und Schlüsselpersonen als Vorbilder („exemplify“) 
können Zugänge zu nachhaltigkeitsfernen Milieus geschaffen 
werden, um kommunalen Klimaschutz breiter in der Gesell-
schaft zu verankern. Nötig sind dazu nicht zuletzt neue For-
men der Kooperation von Kommunen, etablierten Akteuren 
der Umwelt-, Klima- oder Verbraucherberatung und zivilge-
sellschaftlichen Initiativen. Hinweise, wie diese Kooperationen 
möglich sind, wurden im Transferprojekt IndUK – Individuel-
les Handeln und Klimaschutz erarbeitet (Hunecke et al. 2015).
Gelingt diese Neuorientierung, so kann kommunale Klima-
schutzpolitik dazu beitragen, die Kompetenz für einen verant-
wortungsvollen Konsum auch in gesellschaftlichen Gruppen 
zu stärken, die in der Nachhaltigkeits- und Verbraucherkom-
munikation bislang nur schwer oder gar nicht erreicht werden, 
und so eine Brücke zwischen dem Leitbild des verantwortungs-
vollen Verbrauchers (Micklitz et al. 2010) und der Gruppe der 
verletz lichen Verbraucher(innen) schlagen.
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